
gebnis der praktischen Tätigkeit. Sie sind 
einmal durch das praktische Handeln des 
Täters entstanden und zum anderen durch 
die praktische Tätigkeit des Untersuchungs
führers aufgefunden und gesichert wor
den.

Das ist leicht verständlich, wenn man sich 
vor Augen führt, daß ein Fingerabdruck da
durch entsteht, daß eine Person einen Ge
genstand mit unbedeckten Händen berührt. 
In dem Papillarlinienabdruck objektiviert 
sich damit diese Handlung. Der objektiv vor
handene Abdruck wird aber erst dann zu 
einem möglichen Beweismittel, wenn er 
durch die kriminalistische Spurensuche und 
-Sicherung aufgefunden und gesichert wird 
und damit eine Erkenntnis im Strafverfahren 
bewiesen werden kann.

Im Unterschied zu den Beweismitteln, die 
als die vom Gericht selbst überprüfbaren 
Beweisgründe den Kern des Beweises bilden, 
stellen die logischen Schlüsse die Methode 
dar, mit der der Beweis geführt wird.

Beide Seiten — Inhalt und Methode — 
sind jedoch für die Beweisführung gleicher
maßen bedeutsam. Erst in ihrer Einheit 
führen sie zu einem beweiskräftigen Beweis. 
Ein Mangel an Beweisgründen läßt eben
sowenig einen beweiskräftigen Beweis zu, 
wie logische Fehlschlüsse zu einem solchen 
führen können.

Deshalb definiert Klotz den allgemeinen 
philosophischen Beweisbegriff wie folgt: „Ein 
wissenschaftlicher Beweis ist ein bewußter, 
methodisch geleiteter Prozeß, in dessen Ver
lauf wir auf der Grundlage objektiver logi
scher Beziehungen den objektiven Wahr
heitswert wissenschaftlicher Aussagen unter 
Ausnutzung von letztlich durch praktische 
Tätigkeit gewonnenen Beweisgründen mit 
objektiver Gewißheit bestimmen."16

Die Spezifik des strafprozessualen Beweises 
ergibt sich daraus, daß der Beweis im Straf
verfahren inhaltlich und methodisch vor al
lem mittels des Strafverfahrensrechts gelei
tet wird. So dürfen im Strafverfahren nur 
solche Tatsachen als Beweisgründe ange
führt werden, die entweder unmittelbar aus 
den gesetzlich zugelassenen Beweismitteln 
resultieren oder sogenannte offenkundige 
Tatsachen darstellen.

Offenkundige Tatsachen sind solche Tat
sachen, die allgemein- oder gerichtsbekannt 
sind; d. h., deren Kenntnis

— entweder zum Allgemeinwissen der Be
völkerung der DDR gehören oder

— deren Wahrheit durch das betreffende 
Gericht als Kollektivorgan in dem gege
benen oder einem mit diesem Verfahren 
in Beziehung stehenden Verfahren bereits 
nachgewiesen worden ist.17

Gesetzlich zugelassene Beweismittel sind nur 
die in § 24 ausdrücklich genannten Beweis
mittel, und diese nur dann, wenn sie auf dem 
durch die Bestimmungen der StPO vorge
schriebenen gesetzlichen Wege erlangt wur
den (vgl. 5.5.3.).

Damit kann, ausgehend von der allgemeinen 
Definition des Beweises, der Beweis, im 
Strafverfahren wie folgt definiert werden: 

Der straf prozessuale Beweis ist der mittels 
des Straf- und Strafverfahrensrechts gelei
tete, auf der Beweisführung beruhende Pro
zeß, in dessen Verlauf man mit Hilfe logi
scher Operationen den objektiven Wahr
heitswert der über die Straftat und ihre Um
stände gewonnenen Erkenntnisse auf der 
Grundlage der letztlich in der Praxis ent
standenen und gesetzlich zulässigen Beweis
mittel sowie der gesicherten wissenschaft
lichen Erkenntnisse mit Gewißheit be
stimmt.

5.3.2.
Die Beweiskraft
Hinsichtlich der Beweiskraft wird wieder 
von der allgemeinen Definition der Beweis
kraft ausgegangen. Klotz stellt fest: „Ein 
vorliegender Beweis ist dann beweiskräf
tig, wenn er uns Gewißheit über den Wahr
heitswert des Beweissatzes vermittelt. Das 
ist dann der Fall, wenn man eben auf Grund 
des Beweises am Wahrheitswert des Beweis
satzes nicht sinnvoll zweifeln kann."18

Diese Definition stimmt mit der in 
Art. 99 Abs. 2 Verfassung erhobenen Forde
rung überein, daß eine Tat nur dann 
strafrechtliche Verantwortlichkeit nach sich 
ziehen darf, wenn die Schuld des Täters 
zweifelsfrei festgestellt worden ist.

So ergibt sich für die Beweistheorie des 
Strafverfahrens die Notwendigkeit, den be
rechtigten Zweifel vom unberechtigten ab
zugrenzen. Dabei muß von der marxistisch-

16 H. Klotz, a. a. O., S. 109.
17 Vgl. „BG Erfurt, urteil vom 29. 4. 1969", 

Neue Justiz, 1969/15, S. 478.
18 H. Klotz, a. a. O., S. 40.
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